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UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

ENSI Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat

KNS Eidgendssische Kommission fur nukleare Sicherheit

KEV Kernenergieverordnung

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire

CSN Commission fédérale de sécurité nucléaire

OENu Ordonnance sur |'énergie nucléaire
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Obwohl der Bundesrat auf das Vorliegen vieler ahnlicher Vorstosse hinwies, nahm die
kleine Kammer in der Herbstsession eine Motion Bischofberger (cvp, Al) an, die mehr
Effizienz in den Bereichen Jugendmedienschutz und Bekampfung der
Internetkriminalitét verlangt. '

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Die geplanten Teilrevisionen der Kernenergieverordnung, der UVEK-
Ausserbetriebnahmeverordnung und der UVEK-Gefahrdungsannahmeverordnung
sorgten in der Vernehmlassung flr ausserordentlich viel Aufruhr und Kritik. Sténderat
Damian Miller (fdp, LU) forderte deshalb mittels eines Postulats vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts durch unabhangige Fachexperten im Bereich
Strahlenschutz. Dieser Bericht soll die Konsequenzen der geplanten Teilrevisionen flr
die Bevolkerung aufzeigen und die neuen Grenzwerte beurteilen.

Aufmerksam wurde der sich selbst als Atomkraftbeflrworter bezeichnende Mdller auf
die Problematik, da rund 16 Kantone, darunter auch sein Stand Luzern, in der
Vernehmlassung ihre Bedenken an der Revision gedussert hatten und darin eine
Verminderung des Strahlenschutzes sahen. Zudem erkannte er in der ganzen Revision
ein  rechtsstaatliches  Problem, weil beim  Bundesverwaltungsgericht ein
Gerichtsverfahren gegen das ENSI im Bereich Strahlenschutz hangig war und das ENSI
dem fur die Teilrevisionen zustandigen UVEK angehorig ist. Gemass einer Stellungnahme
des Zurcher Anwaltsverbandes, auf die sich Muller in der Standeratsdebatte stutzte, ist
die Anderung der rechtlichen Grundlagen mit dem Zweck, den Verfahrensausgang zu
beeinflussen, wahrend eines Gerichtsverfahrens rechtsstaatlich problematisch.

Der zur Ablehnung ratende Bundesrat betonte die Unabhangigkeit des ENSI. Die
Anpassungen wurden den Wortlaut der bisherigen Bestimmungen préazisieren, seien
verhaltnismassig, nachvollziehbar sowie auch praxisnah. Zudem habe die KNS den
Bundesrat in dieser Sache beraten und diese Anderungen als sachgerecht eingestuft.
Bundesratin Doris Leuthard beteuerte im Rahmen der Stédnderatsdebatte in der
Sommersession 2018 des Weiteren, dass diese Anderungen nichts mit dem Gerichtsfall
zu tun haben und das UVEK schon seit 2012 an dieser Anpassung arbeite. Weiter
betonte sie, dass es hier nicht um Dosisgrenzwerte bei technischen Storféllen gehe,
diese wurden so bestehen bleiben wie bis anhin, sondern um Dosisgrenzen bei
Naturereignissen. Dies sei in der Diskussion falschlicherweise vermischt worden. Strittig
seien folglich einzig die Dosisgrenzwerte bei Naturereignissen. Leuthard schlug deshalb
vor, dieses Postulat in der zustandigen Kommission zu beraten. Ivo Bischofberger (cvp,
Al) stellte daraufhin den Ordnungsantrag, das Postulat an die zustdndige Kommission zu
Uberweisen, womit sich Muller einverstanden erklarte. ?

Bildung, Kultur und Medien
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Medien
Neue Medien

Im September nahm der Sténderat eine Motion von Ivo Bischofberger (cvp, Al) an,
welche die Schaffung gesetzlicher Grundlagen fir ein koordiniertes Vorgehen gegen
Internetkriminalitdt und im Bereich des Jugendmedienschutzes unter der Fihrung des
Bundes fordert. Bislang sind diverse Bundes-, aber auch interkantonale und kantonale
Stellen und  Sondereinrichtungen mit entsprechenden  Préventions- und
Schutzaufgaben sowie mit der Strafverfolgung betraut. Der Nationalrat wird die Motion
2011 behandeln. Bereits im Sommer hatte Nationalrdtin Barbara Schmid-Federer (cvp,
ZH) eine parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 10.473) mit gleicher Forderung eingereicht,
die im Berichtsjahr noch nicht zur Verhandlung ins Plenum gelangt war. *

1) AB SR, 2010, S. 825 f.
2) AB SR, 2018, S. 566 f.
3) AB SR 2010, S. 825 f.SGT, 5.7.2010; NZZ, 17.9.10.
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